a 
Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—. 


—— Nr. 29. —— 
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(Nr. 2997.)  Allerhöchfter Erlaß vom 24. Mai 1848., die Annahme und Auszahlung klei⸗ 


ner Geldbetraͤge für Privatperſonen durch Vermittelung der Poſtanſtalten 
betreffend. 


5 uf den gemeinſchaftlichen Bericht des Finanzminiſterii und des Miniſterii 
fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten beſtimme Ich hierdurch, daß die 
Preußiſchen Poſtanſtalten, bei Aufgabe von Briefen oder Briefadreſſen, auf 
Verlangen baare Zahlungen in Betraͤgen bis zu Fuͤnf und Zwanzig Thalern 
einſchließlich zur Wiederaus zahlung an einen beſtimmten Empfaͤnger im Be⸗ 
reiche des Preußiſchen Poſtverwaltungsbezirkes anzunehmen, verpflichtet ſein 
follen. Fuͤr die richtige Auszahlung dieſer Betraͤge hat die Poſtverwaltung in 
derſelben Weiſe Garantie zu leiſten, wie fuͤr die Verſendung von Geldern. 
Die zur Poſtkaſſe zu zahlende Gebuͤhr fuͤr dergleichen Zahlungsleiſtungen foll 
dees d Silbergroſchen fuͤr jeden Thaler und fuͤr jeden Theil eines Tha— 
er . 

Das Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten ermaͤch⸗ 
tige Ich, wegen Ausführung dieſer Anordnung das Weitere zu veranlaſſen. 
Sansſouei, den 24. Mai 1848, 


Friedrich Wilhelm. 
Hanſemann. v. Patow. 


An das Finanzminiſterium und das Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. i 


Jahrgang 1848. (Nr. 2997299 .) 33 (Nr. 2998.) 
Ausgegeben zu Berlin den 10. Juli 1848. 
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(Nr. 2998.) Privilegium für die Ausſtellung auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Aachen, zum Betrage von 100,000 Rthlr. Vom 19. Juni 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Ober-Buͤrgermeiſter und der Gemeinderath der Stadt Aachen 
darauf angetragen haben, zur Regulirung des ſtaͤdtiſchen Haushalts und zur 
Fortſetzung der unternommenen oͤffentlichen Bauten ein Anlehen von 100,000 
Thalern aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf den Inhaber lautende und mit 
Zinsſcheinen verſehene Stadtobligationen ausgeben zu dürfen, fo wollen Wir 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverbindlichkeit an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 100,000 Thalern, ge— 
ſchrieben: Einmalhunderttauſend Thaler, Aachener Stadtobligationen, welche, 
jedes Stuͤck zu 25 Thalern, nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit 
5 fünf Prozent jährlich zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkuͤndbar, 
nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplan durch jaͤhrliche Verlooſung in den Jahren 
1853. bis 1872. (inkluſive) zu amortiſiren ſind, Unſere landesherrliche Geneh— 
migung mit Vorbehalt der Rechte Dritter ertheilen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
Seitens des Staates zu bewilligen. 
Gegeben Sansſouci, den 19. Juni 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Auerswald. Hanſemann. v. Patow. 


Schema. 
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Schema. 
— — 


Zu der n M Litt. Bei der Zurückzahlung des 
gation ſind die 


8 j . . Kapitals müſſen außer dieſer 
bis zum Jahre 1872. inclu- Aachener Stadt- Obligation Obligation auch alle Kupons 
sive ausgefertigt und hier 


beigefügt über für die noch nicht verfallenen 
eigefügt. 


12 Zinſen ausgehändigt werden. 
25 Thaler Preuß. Kurant. Tr N ren 


Der unterzeichnete Ober-Buͤr ermeiſter und die mitunterzeichneten beiden 
Mitglieder des Ausſchuſſes der —— der Stadt Aachen urkun⸗ 
den und bekennen hiermit, daß der Inhaber dieſer, in Gemaͤßheit des landes— 
herrlichen Privilegiums BE. ni 1848. ausgefertigten Schuldverſchrei— 
bung, die Summe von fünf und zwanzig Thalern, deren Empfang hierdurch 
von dem unterzeichneten Stadtrentmeiſter beſcheinigt wird, an die Stadtgemeinde 
von BE a 1 5 hat. 

e auf fünf Prozent fefigefegten Zinſen werden im Laufe des Monats 

Dezember eines jeden Jahres iR = Stad Renreitafe hierſelbſt gegen Ruͤck— 
gabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. 
. Das, Kapital wird, dem feſtgeſtellten Tilgungsplane gemaͤß, aus dem 
jährlichen Amortijariongfonds mittelſt Verlooſung, in den Jahren 1853. bis 
incl. 1872. zurückgezahlt, weshalb eine Kimdigung Seitens des Gläubigers 
nicht zuläſſig iſt. Fur die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen haftet das 
Geſammtoermogen der Stadt. 
b lelenigen Zinſen, welche nicht in den nachſten fünf Jahren, nachdem 
fie verfallen waren, erhoben 5 ſind der Stadt verfallen, und ſollen zu 
milden Zwecken verwendet werden. 


Aachen, den ten 1848. 


82 5 Der Der Ausſchuß der Der Stadt— 
rue Ober-Bürgermeiſter. Gemeinde-Verordneten. Rentmeiſter. 


(Nr. 2998 — 3000.) (Nr. 2999.) 
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(Nr. 2999.) Allerhoͤchſte Genehmigungsurkunde vom 25. Juni 1848., betreffend die Um: 
wandlung von 870 Stuͤck Stammaktien der Niederſchleſiſchen Zweigbahn— 
Geſellſchaft in fuͤnfprozentige Prioritaͤts-Stammaktien. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 

Nachdem die Generalverſammlung der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Geſellſchaft 
unterm 27. Mai d. J. beſchloſſen hat, die noch in deren Beſitz befindlichen 
870 Stuͤck Stammaktien zu 100 Thalern in fuͤnfprozentige Prioritaͤts-Stamm⸗ 
Aktien umzuwandeln und zu dem Ende mit dem Stempel: „Prioritaͤts-Stamm⸗ 
Aktien“ zu verſehen, ſo wollen Wir hierzu in Gemaͤßheit des F. 20. des un— 
term 8. November 1844. von Uns beftätigten Statuts (Geſetzſammlung fuͤr 
das Jahr 1844. Seite 677. und folgende) unbeſchadet der Rechte Dritter, 
Unſere Genehmigung ertheilen. 8 

Dieſe Genehmigungsurkunde iſt durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Gegeben Sansſouei, den 25. Juni 1848. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Patow. 


(Fr. 3000.) Geſetz, betreffend den mit der Anſtellung oder Beförderung im Staatsdienſt 
verbundenen Verluſt der Mitgliedſchaft in der zur Vereinbarung der 
Preußiſchen Staatsverfaſſung berufenen Verſammlung. Vom 6. Juli 
1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. i 
verordnen auf den Antrag der zur Vereinbarung der Preußiſchen Staatsver⸗ 
n Verſammlung, nach Anhoͤrung Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: 
Durch die Annahme eines beſoldeten Staatsamtes oder einer Befoͤrde— 
rung im Staatsdienſte verliert jedes Mitglied der zur Vereinbarung der 
Preußiſchen Staatsverfaſſung berufenen Verſammlung Sitz und Stimme 
in derſelben und kann ſeine Stelle nur durch eine neue Wahl wieder 
erlangen. ee 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. e 
Gegeben Sansſouci, den 6. Juli 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Auerswald. Hanſemann. Frhr. v. Schreckenſtein. Milde. 
Marder. Gierke. Kuͤhlwetter. 


